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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Elektronische Gesundheitsakte (ELGA) Elektronische Gesundheitsakte (ELGA) 
§ 31d. Der Hauptverband hat sich an der Planung zur Einführung und Umset-

zung der Elektronischen Gesundheitsakte (ELGA) zu beteiligen. 
§ 31d. Der Hauptverband hat sich an der Einführung und Umsetzung der 

Elektronischen Gesundheitsakte (ELGA) zu beteiligen. 
Verwendung der Mittel Verwendung der Mittel 

§ 81. (1) Die Mittel der Sozialversicherung dürfen nur für die gesetzlich vor-
geschriebenen oder zulässigen Zwecke verwendet werden. Zu den zulässigen 
Zwecken gehören im Rahmen der Zuständigkeit der Versicherungsträger (des 
Hauptverbandes) auch die Aufklärung, Information und sonstige Formen der Öf-
fentlichkeitsarbeit sowie die Mitgliedschaft zu gemeinnützigen Einrichtungen, die 
der Forschung nach den wirksamsten Methoden und Mitteln zur Erfüllung der 
Aufgaben der Sozialversicherung dienen. Darüber hinaus haben die Krankenversi-
cherungsträger einmal im Kalenderjahr die Versicherten über die Kosten der von 
ihnen und ihren Angehörigen in Anspruch genommenen Sachleistungen zu infor-
mieren. 

§ 81. (1) Die Mittel der Sozialversicherung dürfen nur für die gesetzlich vor-
geschriebenen oder zulässigen Zwecke verwendet werden. Zu den zulässigen 
Zwecken gehören im Rahmen der Zuständigkeit der Versicherungsträger (des 
Hauptverbandes) auch die Aufklärung, Information und sonstige Formen der Öf-
fentlichkeitsarbeit sowie die Mitgliedschaft zu gemeinnützigen Einrichtungen, die 
der Forschung nach den wirksamsten Methoden und Mitteln zur Erfüllung der 
Aufgaben der Sozialversicherung dienen. Darüber hinaus haben die Krankenversi-
cherungsträger einmal im Kalenderjahr die Versicherten über die Kosten der von 
ihnen und ihren Angehörigen in Anspruch genommenen Sachleistungen zu infor-
mieren. Diese Information hat weiters für die Versicherten und ihre Angehörigen 
den Hinweis zu enthalten, dass ELGA-Teilnehmer/inne/n der jederzeitige generel-
le Widerspruch (§ 15 Abs. 2 des Gesundheitstelematikgesetzes 2012 
[GTelG 2012], BGBl. I Nr. xx/20xx), das jederzeitige Einsichtsrecht (§ 16 Abs. 1 
Z 1 GTelG 2012), das Recht auf Aufnahme von ELGA-Gesundheitsdaten (§ 16 
Abs. 2 Z 1 GTelG 2012), der Widerspruch im Einzelfall (§ 16 Abs. 2 Z 2 
GTelG 2012), die Bestimmung der individuellen Zugriffsberechtigungen für Ge-
sundheitsdiensteanbieter und ELGA-Gesundheitsdaten (§ 16 Abs. 1 Z 2 
GTelG 2012) sowie die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ELGA-
Ombudsstelle (§ 17 GTelG 2012) offensteht. 

(2) bis (3) … (2) bis (3) … 
 Schlussbestimmung zu Art. 2 des Elektronische Gesundheitsakte-Gesetzes, 

BGBl. I Nr. xx/20xx 
 § 669. Die §§ 31d und 81 Abs. 1 in der Fassung des Elektronische Gesund-

heitsakte-Gesetzes, BGBl. I Nr. xx/20xx, treten mit xx. xx 20xx in Kraft. 
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Artikel 3 
Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 

Verwendung der Mittel Verwendung der Mittel 
§ 43. (1) Die Mittel der Versicherung dürfen nur für die gesetzlich vorge-

schriebenen oder zulässigen Zwecke verwendet werden. Zu den zulässigen Zwe-
cken gehören im Rahmen der Zuständigkeit des Versicherungsträgers auch die 
Aufklärung, Information und sonstige Formen der Öffentlichkeitsarbeit sowie die 
Mitgliedschaft zu gemeinnützigen Einrichtungen, die der Forschung nach den 
wirksamsten Methoden und Mitteln zur Erfüllung der Aufgaben der Sozialversi-
cherung dienen. Darüber hinaus hat der Versicherungsträger ein Mal im Kalender-
jahr die Versicherten über die Kosten der von ihnen und ihren Angehörigen im 
Bereich der Krankenversicherung in Anspruch genommenen Sachleistungen zu 
informieren. 

§ 43. (1) Die Mittel der Versicherung dürfen nur für die gesetzlich vorge-
schriebenen oder zulässigen Zwecke verwendet werden. Zu den zulässigen Zwe-
cken gehören im Rahmen der Zuständigkeit des Versicherungsträgers auch die 
Aufklärung, Information und sonstige Formen der Öffentlichkeitsarbeit sowie die 
Mitgliedschaft zu gemeinnützigen Einrichtungen, die der Forschung nach den 
wirksamsten Methoden und Mitteln zur Erfüllung der Aufgaben der Sozialversi-
cherung dienen. Darüber hinaus hat der Versicherungsträger ein Mal im Kalender-
jahr die Versicherten über die Kosten der von ihnen und ihren Angehörigen im 
Bereich der Krankenversicherung in Anspruch genommenen Sachleistungen zu 
informieren. Diese Information hat weiters für die Versicherten und ihre Angehö-
rigen den Hinweis zu enthalten, dass ELGA-Teilnehmer/inne/n der jederzeitige 
generelle Widerspruch (§ 15 Abs. 2 des Gesundheitstelematikgesetzes 2012 
[GTelG 2012], BGBl. I Nr. xx/20xx), das jederzeitige Einsichtsrecht (§ 16 Abs. 1 
Z 1 GTelG 2012), das Recht auf Aufnahme von ELGA-Gesundheitsdaten (§ 16 
Abs. 2 Z 1 GTelG 2012), der Widerspruch im Einzelfall (§ 16 Abs. 2 Z 2 
GTelG 2012), die Bestimmung der individuellen Zugriffsberechtigungen für Ge-
sundheitsdiensteanbieter und ELGA-Gesundheitsdaten (§ 16 Abs. 1 Z 2 
GTelG 2012) sowie die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ELGA-
Ombudsstelle (§ 17 GTelG 2012) offensteht. 

(2) … (2) … 
 Schlussbestimmung zu Art. 3 des Elektronische Gesundheitsakte-Gesetzes, 

BGBl. I Nr. xx/20xx 
 § 347. § 43 Abs. 1 in der Fassung des Elektronische Gesundheitsakte-

Gesetzes, BGBl. I Nr. xx/20xx, tritt mit xx. xx 20xx in Kraft. 
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Artikel 4 
Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Verwendung der Mittel Verwendung der Mittel 
§ 41. (1) Die Mittel der Versicherung dürfen nur für die gesetzlich vorge-

schriebenen oder zulässigen Zwecke verwendet werden. Zu den zulässigen Zwe-
cken gehören im Rahmen der Zuständigkeit des Versicherungsträgers auch die 
Aufklärung, Information und sonstige Formen der Öffentlichkeitsarbeit sowie die 
Mitgliedschaft zu gemeinnützigen Einrichtungen, die der Forschung nach den 
wirksamsten Methoden und Mitteln zur Erfüllung der Aufgaben der Sozialversi-
cherung dienen. Darüber hinaus hat der Versicherungsträger einmal im Kalender-
jahr die Versicherten über die Kosten der von ihnen und ihren Angehörigen im 
Bereich der Krankenversicherung in Anspruch genommenen Sachleistungen zu 
informieren. 

§ 41. (1) Die Mittel der Versicherung dürfen nur für die gesetzlich vorge-
schriebenen oder zulässigen Zwecke verwendet werden. Zu den zulässigen Zwe-
cken gehören im Rahmen der Zuständigkeit des Versicherungsträgers auch die 
Aufklärung, Information und sonstige Formen der Öffentlichkeitsarbeit sowie die 
Mitgliedschaft zu gemeinnützigen Einrichtungen, die der Forschung nach den 
wirksamsten Methoden und Mitteln zur Erfüllung der Aufgaben der Sozialversi-
cherung dienen. Darüber hinaus hat der Versicherungsträger einmal im Kalender-
jahr die Versicherten über die Kosten der von ihnen und ihren Angehörigen im 
Bereich der Krankenversicherung in Anspruch genommenen Sachleistungen zu 
informieren. Diese Information hat weiters für die Versicherten und ihre Angehö-
rigen den Hinweis zu enthalten, dass ELGA-Teilnehmer/inne/n der jederzeitige 
generelle Widerspruch (§ 15 Abs. 2 des Gesundheitstelematikgesetzes 2012 
[GTelG 2012], BGBl. I Nr. xx/20xx), das jederzeitige Einsichtsrecht (§ 16 Abs. 1 
Z 1 GTelG 2012), das Recht auf Aufnahme von ELGA-Gesundheitsdaten (§ 16 
Abs. 2 Z 1 GTelG 2012), der Widerspruch im Einzelfall (§ 16 Abs. 2 Z 2 
GTelG 2012), die Bestimmung der individuellen Zugriffsberechtigungen für Ge-
sundheitsdiensteanbieter und ELGA-Gesundheitsdaten (§ 16 Abs. 1 Z 2 
GTelG 2012) sowie die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ELGA-
Ombudsstelle (§ 17 GTelG 2012) offensteht. 

(2) … (2) … 
 Schlussbestimmung zu Art. 4 des Elektronische Gesundheitsakte-Gesetzes, 

BGBl. I Nr. xx/20xx 
 § 337. § 41 Abs. 1 des Elektronische Gesundheitsakte-Gesetzes, BGBl. I 

Nr. xx/20xx, tritt mit xx. xx 20xx in Kraft. 
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Artikel 5 
Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 

Verwendung der Mittel Verwendung der Mittel 
§ 27. (1) Die Mittel der Kranken- und Unfallversicherung dürfen nur  für die 

gesetzlich vorgeschriebenen oder zulässigen Zwecke verwendet werden. Zu den 
zulässigen Zwecken gehören im Rahmen der Zuständigkeit der Versicherungsan-
stalt auch die Aufklärung, Information und sonstige Formen der Öffentlichkeitsar-
beit sowie die Mitgliedschaft zu gemeinnützigen Einrichtungen, die der Forschung 
nach den wirksamsten Methoden und Mitteln zur Erfüllung der Aufgaben der 
Sozialversicherung dienen. Darüber hinaus hat die Versicherungsanstalt einmal im 
Kalenderjahr die Versicherten über die Kosten der von ihnen und ihren Angehöri-
gen im Bereich der Krankenversicherung in Anspruch genommenen Sachleistun-
gen zu informieren. 

§ 27. (1) Die Mittel der Kranken- und Unfallversicherung dürfen nur  für die 
gesetzlich vorgeschriebenen oder zulässigen Zwecke verwendet werden. Zu den 
zulässigen Zwecken gehören im Rahmen der Zuständigkeit der Versicherungsan-
stalt auch die Aufklärung, Information und sonstige Formen der Öffentlichkeitsar-
beit sowie die Mitgliedschaft zu gemeinnützigen Einrichtungen, die der Forschung 
nach den wirksamsten Methoden und Mitteln zur Erfüllung der Aufgaben der 
Sozialversicherung dienen. Darüber hinaus hat die Versicherungsanstalt einmal im 
Kalenderjahr die Versicherten über die Kosten der von ihnen und ihren Angehöri-
gen im Bereich der Krankenversicherung in Anspruch genommenen Sachleistun-
gen zu informieren. Diese Information hat weiters für die Versicherten und ihre 
Angehörigen den Hinweis zu enthalten, dass ELGA-Teilnehmer/inne/n der jeder-
zeitige generelle Widerspruch (§ 15 Abs. 2 des Gesundheitstelematikgeset-
zes 2012 [GTelG 2012], BGBl. I Nr. xx/20xx), das jederzeitige Einsichtsrecht 
(§ 16 Abs. 1 Z 1 GTelG 2012), das Recht auf Aufnahme von ELGA-
Gesundheitsdaten (§ 16 Abs. 2 Z 1 GTelG 2012), der Widerspruch im Einzelfall 
(§ 16 Abs. 2 Z 2 GTelG 2012), die Bestimmung der individuellen Zugriffsberech-
tigungen für Gesundheitsdiensteanbieter und ELGA-Gesundheitsdaten (§ 16 
Abs. 1 Z 2 GTelG 2012) sowie die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ELGA-
Ombudsstelle (§ 17 GTelG 2012) offensteht. 

(2) … (2) … 
 Schlussbestimmung zu Art. 5 des Elektronische Gesundheitsakte-Gesetzes, 

BGBl. I Nr. xx/20xx 
 § 231. § 27 Abs. 1 in der Fassung des Elektronische Gesundheitsakte-

Gesetzes, BGBl. I Nr. xx/20xx, tritt mit xx. xx 20xx in Kraft. 
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Artikel 6 
Änderung des Gentechnikgesetzes 

Datenschutz Datenschutz 
§ 71. (1) … § 71. (1) … 
(2) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, bleiben das 

Datenschutzgesetz 2000 – DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, das Gesundheitste-
lematikgesetz, BGBl. I Nr. 179/2004, sowie Vorschriften, die besondere 
Verschwiegenheits- oder Meldepflichten beinhalten, unberührt. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, bleiben das 
Datenschutzgesetz 2000 – DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, das Gesundheitste-
lematikgesetz 2012, BGBl. I Nr. xx/20xx, sowie Vorschriften, die besondere 
Verschwiegenheits- oder Meldepflichten beinhalten, unberührt. 

 Inkrafttretens-Bestimmungen 
 § 113. § 71 Abs. 2 in der Fassung des Elektronische Gesundheitsakte-

Gesetzes, BGBl. I Nr. xx/20xx, tritt mit xx.xx.20xx in Kraft. 

Artikel 7 
Änderung des Strafgesetzbuches 

Verletzung von Berufsgeheimnissen Verletzung von Berufsgeheimnissen 
§ 121. (1) Wer ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das den Gesundheits-

zustand einer Person betrifft und das ihm bei berufsmäßiger Ausübung eines ge-
setzlich geregelten Gesundheitsberufes oder bei berufsmäßiger Beschäftigung mit 
Aufgaben der Verwaltung einer Krankenanstalt oder mit Aufgaben der Kranken-, 
der Unfall-, der Lebens- oder der Sozialversicherung ausschließlich kraft seines 
Berufes anvertraut worden oder zugänglich geworden ist und dessen Offenbarung 
oder Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse der Person zu verletzen, 
die seine Tätigkeit in Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch ge-
nommen worden ist, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geld-
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 121. (1) Wer ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das den Gesundheits-
zustand einer Person betrifft und das ihm bei berufsmäßiger Ausübung eines ge-
setzlich geregelten Gesundheitsberufes oder bei berufsmäßiger Beschäftigung mit 
Aufgaben der Verwaltung einer Krankenanstalt oder eines anderen Gesundheits-
diensteanbieters (§ 2 Z 2 des Gesundheitstelematikgesetzes 2012, BGBl. I 
Nr. xx/20xx) mit Aufgaben der Kranken-, der Unfall-, der Lebens- oder der Sozi-
alversicherung ausschließlich kraft seines Berufes anvertraut worden oder zugäng-
lich geworden ist und dessen Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein be-
rechtigtes Interesse der Person zu verletzen, die seine Tätigkeit in Anspruch ge-
nommen hat oder für die sie in Anspruch genommen worden ist, ist mit Freiheits-
strafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestra-
fen. 

 (1a) Ebenso ist zu bestrafen, wer widerrechtlich von einer Person die Offen-
barung (Einsichtnahme oder Verwertung) von Geheimnissen ihres Gesundheitszu-
standes in der Absicht verlangt, den Erwerb oder das berufliche Fortkommen die-
ser oder einer anderen Person für den Fall der Weigerung zu schädigen oder zu 
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gefährden. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
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